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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kleine Anfrage Nr. 306 der Fraktion der SPD 
- Nr. 3867 der Drucksachen - Wiederaufbau 
des Parkhotels, Düsseldorf 


Auf Ihr Schreiben an den Herrn Staatssekretär des Bundeskanzler- 
amtes vom 21. November 1952, das unter dem 22. November 1952 
mit der Bitte um Übernahme der Beantwortung an mich Leiter- 
geleitet worden ist, gestatte ich mir, das Folgende zu erwidern: 

Mir war der Sachverhalt, der der Kleinen Anfrage Nr. 306 zugrunde 
liegt, bisher lediglich in seinen Grundzügen durch zwei Eingaben 
des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes vom 22. August 
1952 und 18. Oktober 1952 bekannt geworden. Ich habe deshalb 
den Herrn Finanzminister des Landes Nordrheim Westfalen um eine 
Darstellung der Sachlage gebeten. Nach dem Antwortschreiben des 
Herrn Finanzministers des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
1. Dezember 1952 und den beiden Eingaben des Deutschen Hotel- 
und Gaststättenverbandes ist von dem folgenden Sachverhalt aus- 
zugehen: 

1. Das Parkhotel in Düsseldorf ist am 16. Oktober 1951 von der 
Besatzungsmacht geräumt worden. Das Hptelgebäude hat durch den 
Krieg und infolge der Benutzung durch die Besatzungsmacht erheb- 
liche Schäden erlitten, die eine Überholung und teilweise Neugestaltung 
des Gebäudes und der Innenausstattung erforderlich machen, zumal 
während des Krieges und in der Nachkriegszeit keinerlei durch- 
greifende Reparaturen durchgeführt worden sind. 

Eigentümerin des Parkhotels ist die Parkhotel-AG, deren Aktien sich 
in den Händen des Industrieklubs e. V. zu Düsseldorf befinden. Um 
die für den Wiederaufbau des Hotels benötigten Mittel auf- 
zubringen, wandte sich der Vorstand des Parkhotcls an Wirtschafts- 
kreise, die daran interessiert sind, daß ihnen das Parkhotel wieder 
in der vor dem Krieg gegebenen Art, Aufmachung und Preislage 
zur Verfügung steht, und zwar zunächst an die Mitglieder des 
Industrieklubs, aber auch an andere Wirtschaftskreise. 


Drude: Peter Meier, Buisdorf-Siegburg 
AMein-Yertrieb ; Dr. Hans Heger, Andernach. Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Über die steuerliche Behandlung der Zuwendungen aus Wirtschafts- 
krisen an die Parkhotel- AG zum Aufbau des Hotels wurden Ver- 
handlungen mit der Oberfinanzdirektion Düsseldorf geführt. Dabei 
wurde darauf hingewiesen, daß die Industriekreise ein betriebliches 
Interesse daran hätten, daß das Parkhotel wieder aufgebaut werde, 
um geeignete Räume für Konferenzen und sonstige Besprechungen 
sowie für die ordnungs- und sachgemäße Aufnahme inländischer 
und ausländischer Gäste zur Verfügung zu haben. Den Industriellen, 
die Mittel für den Aufbau zur Verfügung stellten, sollte auch An- 
spruch auf eine bevorzugte Berücksichtigung bei der Unterbringung 
von Hotelgästen und bei der Vergebung von Räumen zugestanden 
werden. 

Die Oberfinanzdirektion Düsseldorf kam auf Grund dieses ihr vor- 
getragenen Sachverhalts zu dem Ergebnis, daß die von den Industriellen 
der Parkhotel-AG zum Aufbau des Hotels zur Verfügung gestellten 
Mittel bei den Industriellen Betriebsausgaben seien, weil für die 
Hingabe der Beträge zumindest mittelbar betriebliche Interessen der 
zahlenden Unternehmer entscheidend seien. Der Anspruch auf bevor- 
zugte Berücksichtigung bei der Unterbringung von Hotelgästen 
und bei der Vergebung von Räumen stellt nach Ansicht der Ober- 
finanz&irektion kein bewertungsfähiges Wirtschafts gut dar, das 
aktiviert werden müßte. Die Oberfinanzdirektion hat weiter ange- 
ordnet, daß die an die Parkhotel-AG gezahlten Beträge bei dieser 
als durchlaufende Posten behandelt werden mit der Folge, daß diese 
Beträge bei den Herstellungskosten für den Wiederaufbau des Park- 
hotels nicht aktiviert werden und der Parkhotel- AG insoweit keine 
Abschreibungsmöglichkeiten zustehen. 

Die entscheidende Frage ist die, ob die an die Parkhotel-AG 
geleisteten Zuschüsse als Betriebsausgaben anzusehen sind. Als Betriebs- 
ausgaben sind Aufwendungen anzusehen, die durch den Betrieb 
veranlaßt sind. Es kommt dabei nach dem geltenden Recht nicht 
darauf an, ob die Aufwendungen objektiv notwendig und zweckmäßig 
sind, sondern ob der Unternehmer sie als im Interesse des Betriebs 
liegend angesehen hat. Ein weiterer Gesichtspunkt ist der, daß die 
Aufwendungen aus betrieblichen und nicht ganz oder zum Teil aus 
privaten Gründen, die mit der Lebenshaltung Zusammenhängen, 
erfolgt sind. Die Aufwendungen einer Firma für den Aufbau eines 
Hotels, das im wesentlichen für Zwecke des Betriebs dienen soll 
(z. B. durch Bereitstellung von Konferenzräumen, Gästeunterkünften, 
Kantinen usw.), kann nach den erwähnten Grundsätzen des geltenden 
Rechts in gewissen Fällen eine Betriebsausgabe darstellen. Die Ober- 
finanzdirektion ist zu dem Ergebnis gelangt, daß dies für die Hingabe 
der Beträge an die Parkhotel-AG der Fall sei. Aus dem mir vor- 
liegenden Material, das noch ergänzt werden könnte, läßt sich der 
Schluß, daß diese Annahme unzutreffend j sei, fnicht sicher ziehen. 

Unter der Voraussetzung, daß die Zuschüsse an die Parkhotel- AG 
mit Recht als Betriebsausgabe behandelt worden sind, ergibt sich 
eine rechtliche Zweifelsfrage. Man kann annehmen, daß die einzelnen 
Unternehmer mit ihren Zuschüssen für ihren Betrieb Vorteile 
erworben haben, die sich auf einen längeren Zeitraum als ein Jahr er- 
strecken. Es tauchte daher die Frage auf, ob diese Vorteile als 



"selbständig zu bewertendes Wirtschaftsgut in der Bilanz zu aktivieren 
und die Aufwendungen nicht in einem Jahr, sondern in mehreren 
Jahren zu Lasten des Gewinns abzuschreiben gewesen wären. Die 
^Oberfinanzdirektion^Düsseldorf hat eine solche Aktivierung nicht 
für erforderlich oder auch nur für möglich gehalten. 

Trotz der angedeuteten Zweifel ergibt sich aus den Vorgängen kein 
sicherer Anhaltspunkt dafür, daß die Oberfinanzdirektion Düsseldorf 
durch die Behandlung der Angelegenheit den Rahmen fdes beste- 
henden Rechts und der möglichen Rechtsauslegung überschritten hat. 
Die Tatsache, daß die Oberfinanzdirektion darauf gedrungen hat, 
daß die gewährten Zuschüsse bei der Parkhote]-AG nicht zu akti- 
vieren waren und daher dort nicht zu Abschreibungen führen 
können, zeigt, daß sie darauf bedacht war, Steuer Verluste des Fiskus 
zu verhindern. 

Im übrigen hat das Bundesfinanzministerium, selbst wenn es die 
von der Oberfinanzdirektion vertretene Rcchtsauffassung nicht teilen 
könnte, nach der jetzigen Finanzverfassung keine Möglichkeit, die 
Oberfinanzdirektion Düsseldorf im Aufsichtswege zu einer Änderung 
ihres Rechtsstandpunkts zu veranlassen. Es handelt sich hier um 
Auslegungsfragen und nicht um eine Billigkeitsmaßnahme, die seit 
Erlaß der Verordnung *über die Mitwirkung des Bundes bei der 
Verwaltung der Einkommensteuer und der Körperschaftstcuer vom 
12. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 420) bei , Überschreitung 
gewisser Grenzen der Zustimmung des Bundesfinanzministeriums 
bedurft ' hätte. Das Bundesfinanzministerium beabsichtigt aber, um 
für Fälle dieser oder ähnlicher Art eine klare Rechtslage zu schaffen, 
den Bundesfinanzhof um'" ein Rechts gutachten zu der Frage zu 
ersuchen, ob und in welchen Fällen Beiträge für den Aufbau eines 
Hotels oder einer Gaststätte von seiten eines Unternehmens als 
Betriebsausgabe zu behandeln sind und inwieweit für den Fall der 
Bejahung dieser Frage eine Aktivierung und Verteilung dieser Aus- 
gaben zulässig und erforderlich ist. 

2. Hinsichtlich der Investitionshilfe hat das Kuratorium Ermittlungen 
darüber angestellt, inwieweit die aus der Investitionshilfe bedachten 
Firmen Beträge zum Wiederaufbau des Parkhotels zur Verfügung 
gestellt haben. Diese Ermittlungen haben, soweit mir bekannt, ergeben, 
daß die begünstigten Firmen, wenn überhaupt, nur ganz unbedeutende 
Beträge gezeichnet hatten, Beträge, die nicht größer sind, als sie 
bei den laufenden Sammlungen üblicherweise von den Firmen 
gegeben werden. 

Nur in einem Fall ist ein größerer Betrag gegeben worden. Geber 
ist die Obergesellschaft eines Konzerns, aus dem aber schon zur Zeit 
der Zeichnung des Aufbaubeitrages die begünstigte Gesellschaft im 
Wege der Entflechtung ausgeschieden war. 

Vom Standpunkt der Investitionshilfe ist bei dieser Sachlage für die 
Bundesregierung kein Anlaß zum Eingreifen in irgendeiner Form 
gegeben. Die Anfrage zu 2 dürfte hiernach im wesentlichen gegen- 
standslos sein. 


Schaffer 



